ARTIAS
Bern, den 5. Februar 2003
Fragen der ARTIAS zur Anwendung der SKOS-Richtlinien
Sehr geehrte Damen und Herren

Am 24. Mai 2002 fand die Frühlingstagung der ARTIAS unter dem Vorsitz von Herrn François Mollard, Vorsteher des Sozialamtes Freiburg, statt.  Dabei sind gewisse Fragen zur Anwendung der SKOS-Richtlinien aufgetaucht, die einer Klärung bedürfen. Sie haben uns diese mit Schreiben vom 29. August 2002 zugestellt.  Für die verspätete Antwort bitten wir um Entschuldigung.

Frage 1:

Mietkosten: Ist die SKOS der Meinung, dass die Kosten im Zusammenhang mit einer Kautionsfirma (im Allgemeinen 200 Franken Einschreibegebühr, dann 4% des jährlich garantierten Betrags und 20 Franken Spesen) als situationsbedingte Leistungen übernommen und damit laut ZUG weiter verrechnet werden können?

Antwort: Wenn Mietzinsdepots geleistet werden müssen, sind die Kosten im Zusammenhang mit einer Kautionsfirma  zu übernehmen (Situationsbedingte Leistungen). Damit ist auch die Weiterverrechnung ZUG gewährleistet.
Frage 2

Zur Behindertenrente, insbesondere bei Personen, die zu Hause wohnen: Soll die Hilflosenentschädigung, insbesondere einer Person, die zu Hause wohnt, bei der Berechnung des Einkommens berücksichtigt und sollen die mit der Behinderung verknüpften Kosten als situationsbedingte Leistungen übernommen werden, oder ist es richtig, die Rente dem Bezüger zu überlassen und die mit der Behinderung verknüpften Kosten nicht zu übernehmen?

Antwort:

Wir verweisen als Antwort auf das Praxisbeispiel ZeSo 1999.
Frage 3

Die an der Frühlingstagung anwesenden Vertreterinnen und Vertreter der Kantone haben darauf hingewiesen, dass es schwierig ist, den in Kapitel F5.2 vorgesehenen Ansatz bezüglich der Entschädigung für Haushaltführung anzuwenden. Der Kanton Neuenburg beispielsweise stützt sich auf einen Entscheid des Kantonsrats (siehe Beilage), der einen Prozentsatz des Nettoeinkommens der Familienmitglieder vorsieht statt der von der Richtlinie F5.2 empfohlenen Pauschale. Das Prinzip ist zwar an sich klar, doch möchte die ARTIAS die SKOS anfragen, ob die Berechnungsart eventuell im Kapitel Praxishilfen nochmals dargelegt werden könnte.

Antwort:

Die Haushaltentschädigung  ist eine Entschädigung für geleistete Arbeit (vergleichbar mit Lohn) und muss angerechnet werden. Sie wurde pauschalisiert, um aufwändige Berechnungen in der Praxis zu vermeiden. Die SKOS verzichtet deshalb auf eine Konkretisierung der Berechnungen in einer zusätzlichen Praxishilfe.

Frage 4:

Quellensteuer: Die Kantone Bern, Tessin, Neuenburg, Wallis, Jura und Waadt (siehe Rechtsspruch des Waadtländer Verwaltungsgerichts in der Beilage) stützen sich auf den effektiven Nettolohn (das heisst nach Abzug der Quellensteuer), um die Sozialhilfe zu berechnen. Damit stellt sich das Problem der Gleichbehandlung gegenüber den anderen Kategorien von Sozialhilfebezügern, die der Richtlinie C 6 unterstellt sind. In der Westschweiz wenden nur die Kantone Genf und Freiburg die Richtlinie C 6 an und fügen bei der Berechnung der Sozialhilfe dem effektiven Nettolohn den Steueranteil hinzu. Kann die SKOS zu diesem Punkt formell Stellung nehmen?

Antwort:

Die Antwort ist abhängig von den kantonalen Gesetzgebungen, muss also auf kantonaler Ebene gelöst werden. (In der Regel nach Absprache der betreffenden Stellen). Der Regelfall ist der (hiervon gehen auch die SKOS-Richtlinien aus), dass für die Berechnung der Sozialhilfe auf den effektiven Nettolohn abgestellt wird.In diesem Falle zahlt die Sozialhilfe indirekt Steuern. Die damit bewirkte Ungleichbehandlung mit anderen Fallsituationen, die nicht der Quellensteuer unterliegen, ist zwar bedauerlich, kann aber nicht auf der Ebene Richtlinien korrigiert werden.Notwendig wären Massnahmen auf Gesetzgebungsstufe entweder in Richtung genereller Steuerbefreiung des Existenzminimums oder im Sinne einer generellen Berücksichtigung von Steuern im Unterstützungsbudget."

In Kraft ab 1.6.2003 im Kanton Freiburg
Frage 5:

Und schliesslich möchte die ARTIAS wissen, welche Haltung die SKOS empfiehlt gegenüber Unterstützten, die Rückzahlungsleistungen der Kranken- oder Unfallversicherung (Leistungen Dritter) zu anderen Zwecken verwendet haben.

Antwort:

Grundsätzlich sollten Zweckentfremdungen durch frühzeitige Abtretung von Versicherungs-leistungen vermieden werden. Erfolgen aber Zweckentfremdungen von Versicherungsleistungen bei gleichzeitigem Sozialhilfebezug, führt dies zu Rückerstattungsforderungen oder Leistungskürzungen von Seiten Sozialamt.

Wir hoffen, Ihnen mit diesen Angaben zu dienen und verbleiben

Mit freundlichen Grüssen

SKOS

Michael Hohn

Präsident Kommission RIP

